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unfähigen Ehefrauen ſelbſt zu ſorgen, ſo daß dieſe der öffentlichen 
Armenverſorgung anheim fallen, ö ö 
Muſter einer Zwangsarbeitsanſtalt. Die ſtädtiſche Arbeitsauſtalt und zwar in den Fällen zu e, d, e, dafern der diesfallſige Aufwand 
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Mittheilungen aus der Praxis: Aufzunehmen ſind nur ſolche in Dresden unterſtützungswohnſitz⸗ 
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und des Koſtenanſchlages, und nachdem am 27. September 1876 
ſeitens der Stadtverordneten die Bewilligung der Bauſumme in der 
Höhe von 692.881 Mark ausgeſprochen worden war, wurde am 
1. November desſelben Jahres der Grundſtein zu der ueuen Anſtalt 
gelegt. Der Bau ſchritt unter der Leitung des Stadtbauraths Friedrich 
raſch vorwärts, ſo daß am 15. Mai 1878 die neuen Räume und zwar 
mit einem Beſtande von 190 männlichen und 72 weiblichen Häuslingen 
bezogen werden konnten. 

Die Arbeitsauſtalt iſt auf einem nördlich der Heerſtraße gelegenen 
165 Mtr. langen und 135 Mtr. breiten Flächenraume erbaut und liegt 
mit der Front des Verwaltungsgebäudes, in welchem ſich die Expeditionen, 
die Wäſche- und Kleider-Depots, forte einige Beamtenwohnungen befinden, 
an der Königsbrückerſtraße, von einem Vorgarten von derſelben getrennt. 
Zu beiden Seiten des Verwaltungsgebäudes liegen die zwei Detentions— 
häuſer für die Männer und wieder rechtwinkelig zu dieſen, alſo dem 
Verwaltungsgebaude gegenüber, befindet ſich die Capelle. Dieſe vier 
genannten Gebäude ſind durch bedeckte Gäuge mit einander verbunden 
und umſchließen den Erholungshof für Männer. 

Weſtlich hievon, durch eine Mauer getrennt, liegt das Frauen— 
haus, das Bad mit eingebauter Krankenſtation, die Waſchanſtalt, das 
Wirthſchaftsgebäude mit der (Dampf-) Küche und das Keſſelhaus, ſowie 
der Erholungshof für die Frauen. 

Der ganze Complex, mit Ausnahme des Verwaltungsgebäudes, 
iſt von einer Ringmaner umgeben, welche den Anſtalts-Gemüſegarten, 
den Bleich- und Trockenplatz, ſowie den Holzhof umſchließt. 

Die Detentionshäuſer ſind ganz gleich angelegt und eingerichtet. 
Jedes Haus enthält einen großen, einen mittleren und vier kleine 
Arbeitsräume, ſechs Arreſt- bez. Iſolirzellen, mehrere Niederlags- und 
Waſchräume, zwei Schlafſäle, eine Stube fir die Nachtwache und drei 


Die ſtädtiſche Arbeitsanſtalt ſtützt ihre jetzige Verfaſſung auf ein 
vom Stadtrathe unter Zuſtimmung der Stadtverordneten errichtetes und 
von der königlichen Kreishauptmannſchaft beſtätigtes Regulativ vom 
30. März 1878 und hat die Aufgabe, ihre Inſafſen ſittlich zu beſſern 
und thunlichſt an eine Lebensweiſe zu gewöhnen, welche ſie fähig und 
geneigt macht, ſich und die Ihrigen durch Arbeit ſelbſtſtändig zu unter— 
halten. 

Aufgenommen werden: 

a) Perſonen, welche durch Müßiggang, Liederlichkeit, Trunk- und 
Händelſucht arbeits- oder obdachlos geworden ſind und freiwillig um 
die Aufnahme nachſuchen, oder von der Wohlfahrts- oder Sicherheits⸗ 
polizei der Armenverſorgungsbehörde zugewieſen werden; 

b) arbeitsſcheue, jedoch arbeits- und erwerbsſähige Perſonen, 
welche öffentliche Unterſtützung begehren; 

c) diejenigen Väter und Mütter, denen wegen Liederlichkeit, 
Trunkſucht, ſchlechten Verhaltens gegen ihre Kinder oder aus ſonſtigen 
ſelbſtverſchuldeten Gründen ihre Kinder, zu deren Alimentation ſie geſetz— 
lich verpflichtet ſind, polizeilich entnommen und auf öffentliche Koſten 
erzogen werden müſſen; 

d) diejenigen Väter und Mütter, welche ſich weigern oder unter⸗ 
laſſen, für die Unterhaltung und Erziehung ihrer Kinder ſelbſt zu ſorgen, 
obſchon ihre Vermögensmittel oder Arbeitskräfte, wenn auch nur theil— 
weile, dazu hinreichen, dafern in deſſen Folge ihre Kinder auf öffent- 
liche Koſten unterhalten und erzogen werden müſſen; und 

e) Ehemänner, welche, obſchon fie Vermögensmittel oder Arbeits- 
kraft beſitzen, ſich weigern oder unterlaſſen, für die Unterhaltung ihrer 
mittelloſen und dabei beſchränkt erwerbsfähigen oder gänzlich erwerbs⸗ 


„) Aus der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. 


Aborte mit Desinfection nach Suvern'ſchem Syſteme. Die großen Arheits⸗ 
räume werden durch heiße Luft, die anderen durch Dampf (Centralheizung) 
erwärmt. Die Beleuchtung geſchieht durch Gas, 
durch Oel. 

1. Organiſation der Anſtalt. An die Spitze der Anſtalt wurde 
ein Director (Strafvollzugsbeamter von Beruf) geſtellt und das Aufſichts⸗ 
perſonal durch 3 männliche und 1 weiblichen Beamten vermehrt. 

Unter dem Director ſtehen hiernach folgende Beamte: 1 Inſpector, 
1 Controleur, 1 Aſſiſtent, 1 Expedient, 1 Oberaufſeher, 12 Auſſeher, 
1 Küchenaufſeher, 3 Auſſeherinnen, 1 Bote, 1 Maſchiniſt und 1 Pfört⸗ 
ner. Außerdem fungiren an der Anſtalt 1 Arzt und 2 Geiſtliche der 
Neuſtädter Parochie. 

Soll die Anſtalt ihre in der Einleitung bereits angedeutete Auf⸗ 
gabe nur einigermaßen löſen, ſo bedarf ſie zu dem ſchweren Werke der 
Nacherziehung an den, meiſt hochgradig verwahrloſten Individuen eines 
nicht zu kurz bemeſſenen Zeitraumes. Deshalb iſt durch das neue Regu⸗ 
lativ auch eine beſtimmte Detentiousdauer feſtgeſetzt worden, welche bei 
erſtmaliger Aufnahme in die Anftalt drei Monate beträgt. Nur die oben 
unter d und e aufgeführten Häuslingskategorien werden aus naheliegen— 
den Gründen dann eher entlaſſen, wenn ſie den ernſten Willen bekunden 
und den Nachweis geführt haben, daß fie die ihnen obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen gegen ihre Angehörigen, deren Verſäumung Urſache ihrer 
Detention war, erfüllen werden. 

Individuen, welche vor Ablauf eines Jahres nach der Entlaſſung 
in die Anſtalt wieder aufzunehmen ſind, werden mindeſtens ſechs Monate 
lang, bei wiederholter Rückkehr aber bis zu einem Jahre detinirt. — 
Die Detentionsdauer wird durch ſtadträthliche Verordnung feſtgeſetzt. 

Der Ausgang aus der Anſtalt iſt den Häuslingen nur, wenn 
die Zeit der Entlaſſung herannaht, zur Aufſuchung eines geeigneten 
Arbeits⸗ und Wohnungsunterkommens auf Stunden geſtattet. Verſpätete 
Rückkehr ohne nachweislich entſchuldbare Urſache oder in betrunkenem 
Zuſtande, ſowie ungebührliches Betragen auf Urlaub, hat außer der 
Beſtrafung weitere Detention von mindeſtens vier Wochen zur Folge. 

Die Detentionszeit nur zum Beſten des Individuums, wie zum 
Vortheile der Commune anzuwenden, iſt die hauptſächlichſte Pflicht der 
Anſtaltsverwaltung. Bei conſequentem Feſthalten an dem Principe der 
Beſſerung auf dem Wege der Individualiſirung, aus welchem ſich der 
Anſtaltsorganismus entwickelt, wie eine Pflanze aus geſunder Wurzel, 
ſucht man das Ziel zu erreichen: 

1. durch Claſſificirung der Häuslinge, 

2. durch erziehende Arbeit, 

3. durch Handhabung einer geſunden Disciplin, 
4. durch zweckentſprechende Seelſorge. — 

Ganz unſtreitbar iſt der Weg zur Beſſerung ein ebenſo verſchiedener, 
wie der Weg war, welcher jedes einzelne Individuum in die Anſtalt 
führte. Daraus ergibt ſich für die Verwaltung vor Allem die Pflicht, 
fi über die intellectuellen Urſachen der Detention, wie über den piychi- 
ſchen Zuſtand jedes neu aufgenommenen Häuslings möglichſt klar zu 
werden. Bei dem Einen iſt dies leichter, bei dem Anderen ſchwerer, 
aber bei gewiſſenhafter Wahrung des objectiven Standpunktes und unter 
Feſtſtellung gewiſſer Normen wird ſich immer ein wenigſtens annähernd 
richtiges Bild erreichen laſſen. Die bezüglichen Beobachtungen (welche 
in dem bezüglichen Jahresberichte, vom 1. Jänner 1879 ab ſtatiſtiſch 
zuſammengeſtellt, der Oeffentlichkeit übergeben werden) werden in eine 
Tabelle gebracht, in welche die Notizen über Vorleben, Familienverhältniſſe 
Zuſammenleben mit den Angehörigen, körperlichen und ſittlichen Zuſtand, 


N 


Beschaffenheit des Gemüths und Willens, Schulbeſuch, Kenntniſſe ac. | 


eingetragen werden, ſo daß man gewiſſermaßen ein Protokoll über den 
pſychiſchen Befund erhält, auf Grund deſſen man mit einiger Sicherheit 
beſtimmen kann, ob der Betreffende noch im Staude iſt, ſich ſelbſt auf⸗ 
zurafſen und einen beſſeren Weg einzuſchlagen, oder ob ſein Wille zum 
Guten ſo erſchlafft iſt, daß ein fremder Wille an ſeine Stelle geſetzt 
werden muß. Im erſten Falle wird er der 2. Disciplinarclaſſe, im 
anderen der 3. zugewieſen. 


Princip iſt, Rückfällige oder bereits criminell beſtraſte Zugänger 


ſtets der 3. Claſſe zuzutheilen. Häuslinge dieſer Claſſe, welche durch 
Fleiß und gute Führung das Beſtreben erkennen laſſen, daß ſie den 
Willen haben, ſich zu beſſern, werden im Laufe der Detinirung in die 
2. Claſſe verſetzt, können auch, wenn fie zu der Hoffnung berechtigen, 
daß ſie nach dem Verlaſſen der Anſtalt ſich als nützliche Mitglieder der 
meuſchlichen Geſellſchaft bethätigen werden, in die 1. oder Vertrauens⸗ 
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claſſe aufrücken. Die Verſetzung eines Häuslings in eine höhere Claſſe 
involvirt nicht die Trennung von ſeinen bisherigen Genoſſen; denn gerade 


nur auf den Schlaffälen die Miſchung bietet einen Hebel für die ſittliche Erziehung. Wohl aber 
werden die beiden Altersclaſſen nach Möglichkeit getrennt gehalten, wo⸗ 


bei bemerkt werden muß, daß die 1. Altersclaſſe (bis zum 21. Lebens- 
jahre) iſolirt wird, ſoweit die vorhandenen Zellen hierzu irgend aus⸗ 
reichen. Hiermit ſoll jedoch nicht geſagt ſein, daß die Iſolirung bei 
älteren Häuslingen nicht ebenfalls angewendet würde. — Sie iſt hier 
blos nicht Norm. 

Die nothwendigen äußeren Unterſcheidungsmerkmale für die beſtehen⸗ 
den drei Disciplinarclaſſen ſind in nicht auffallender Weiſe angebracht 
und nur den Häuslingen ſelbſt, ſowie den Beamten erkennbar und ver— 
ſtändlich. 

Einen materiellen Vortheil haben die Häuslinge der beiden oberen 
Claſſen inſofern, als fie einen Theil des ihnen gewährten Verdienſt— 
antheils nach beſtimmten Grundſätzen zum Ankauf von Bictualien ver- 
wenden dürfen. 

Die Häuslinge der 1. Claſſe arbeiten ſtets unter milderer Auf— 
ſicht, theilweiſe haben ſie nur noch anſtaltliche Koſt und Kleidung, ſowie 
des Nachts anſtaltlichen Verſchluß. Die Disciplin ſteht aber ſtets hinter 
ihnen und haben ſie eine Beſtrafung verwirkt, ſo iſt Rückverſetzung in 
eine niedere Claſſe unausbleibliche Folge. 

2. Die Arbeit. Jeder vernunftgemäßen Arbeit liegt der Zweck 
des Erwerbes zu Grunde. Auch die Detinirtenarbeit ſoll nach zwei 
Seiten hin erwerben; ſie ſoll ſittliches und materielles Capital ſchaffen. 
an dem die participirenden Theile, der Häusling ſelbſt und die Commune, 
gleich großes Intereſſe haben. 

Die Rückſichtnahme auf den freien Gewerbetreibenden hat nun 
beſondere Beſtimmungen veranlaßt, welche die Einnahmen aus der 
Anſtalt erheblich beſchränken, und es iſt oft ſehr ſchwierig, die beiden 
Hauptgeſichtspunkte der Detinirtenarbeit: Fähigmachung des Häuslings, 
ſich durch das in der Anſtalt Erlernte in der Freiheit den Unterhalt 
zu erwerben und einen möglichſt hohen Gewinn für die Anſtalt — 
gleichzeitig und mit Erfolg im Auge zu behalten. 

Welcher Arbeit nun der Detinirte zugetheilt werden muß, hängt 
zunächſt ab von ſeiner körperlichen und geiſtigen Befähigung, dann 
aber beſonders von Dem, was er zu ſeiner ſittlichen Ausbildung bedarf. 

Sollte die Entſchließung der Direction nicht immer mit den 
Wünſchen des Detinirten zuſammenfallen, ſo liegt darin für dieſen nicht 
nur ein weſentliches Mittel, den Gehorſam zu üben, ſondern es wird 
auch, da man an den Anforderungen conſequent feſthält, jenem 
Schwanken und Wechſeln, dem charakteriſtiſchen Merkmale der Häuslinge, 
entgegengearbeitet und event. die Gewöhnung zur Arbeit und Ausdauer 
bei derſelben herbeigeführt. 

Alle Detinirtenarbeit aber bedarf ſteter Aufſicht, deshalb iſt auch 
das früher hier übliche Straßenkehren durch Häuslinge ganz in Weg⸗ 
fall gekommen, da dasſelbe jede nur einigermaßen genaue Ueberwachung 
unmöglich machte, die Controle betreffs der Leiſtungen ſehr erſchwerte 
und überhaupt geeignet war, die Disciplin bedenklich zu lockern. Der 
Schwerpunkt ift vielmehr auf die Arbeit innerhalb der Anſtalt gelegt 
und die Außenarbeit ſehr beſchränkt worden. Nur Häuslinge, welche 
ſich eines gewiſſen Vertrauens würdig gemacht haben, werden in kleinen 
Abtheilungen unter gehöriger Aufſicht außerhalb beſchäftigt. Die Außen— 
arbeit wird von den Häuslingen hoch geſchätzt und vielfach begehrt, ſie 
iſt alſo ein nicht unweſentliches Hilfsmittel bei Handhabung einer Dis- 
eiplin, welche wicht nur ſtraſt, ſondern auch ermuntert und anerkennt. 

Mit Ausnahme der Detinirten nun, welche zur Arbeit für das 
Hausweſen und zum Betriebe der Holzſpalterei, ſowie zur Privatwäſcherei 
erſorderlich ſind, arbeiten alle Inſaſſen für „Unternehmer“, welche die 
Leiſtung meiſt nach dem Quantum bezahlen. Wo es die Natur der 
Beſchäftigung irgend erlaubt, iſt „Penſumarbeit“ eingeführt und iſt das 
Penſum jo bemeſſen, daß es bei angenommener mittlerer Arbeitsfähig⸗ 
keit den Mann während der feſtgeſetzten Arbeitszeit vollſtändig beſchäf— 
tigt und ohne Anſtrengung nicht geleiſtet werden kann. 

Anſpruch auf einen Verdienſtantheil hat der Häusling nicht, da 
die Gemeinde in Bezug auf Alles, was zur Exiſtenz gehört, vollſtändig 
eintritt. Um aber den Fleiß zu beleben und bei dem Häuslinge jenen 
hochwichtigen Factor, die Freude an der Arbeit, als der Löſung einer 
geſtellten Aufgabe, anzuregen, wird nach Leiſtung des Penſums ein 
geringer Erwerbsantheil gewährt, welcher jedoch dem Detinirten nicht 
in die Hand gegeben, ſondern ihm gutgeſchrieben wird. Bei Arbeiten 
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ohne Penſum wird am Monätsihluffe vom Director, unter Zuziehung fügung auf Grund $ 63 der Armenordnung für das Königreich Sachſen 
des betreffenden Viſitations⸗Aufſehers, für jeden einzelnen Mann die beſtraft und erhalten ſo lange keinen Ueberverdienſt, bis der Beſchaffungs⸗ 
feinem Geſammtverhalten entſprechende, in den Grenzen des Arbeitstarifs werth der qu. Kleidungsſtücke von ihnen erſetzt worden iſt. Auch findet eine 


liegende Gratification feſtgeſetzt. 

Der Häusling fühlt ſich dann im vollen Beſitze von Etwas, das 
er mit vollem Rechte „ſein“ nennen kann und hat mit dieſem mühſam 
Erworbenen die Möglichkeit, ſich einen erlaubten Genuß zu verſchaffen — 
oder ſich denſelben trotzdem verſagen zu können. 

Auch für den Entlaſſenen iſt es nicht gleichgiltig, ob er beim 
Verlaſſen der Anſtalt ein Viaticum oder durch ſeiner Hände Arbeit 
verdientes Geld ausgezahlt erhält: „Nur das mühſam Erworbene haftet, 
Almoſen verſchwinden ſo raſch, wie ſie kommen.“ 

3. Disciplin. Die Hausordnung der Anſtalt gibt eine erſchöpfende 
Zuſammenſtellung aller derjenigen Beſtimmungen, welche das Thun und 
Unterlaſſen des Häuslings bis ins Einzelnſte vorſchreiben und regeln. 
Dieſer ſollte nicht nur die Berechtigung aller jener Paragraphen an— 
erkennen, ſondern auch einſehen, daß die Befolgung der Grundzüge der— 
ſelben nicht blos während der Detinirung, ſondern auch nach der Rück— 
kehr ins bürgerliche Leben ihm heilſam ſein müßte — allein auf dieſe 


Höhe der Auffaſſung wird ſich wohl nur ſelten ein Häusling aufzu⸗ 


ſchwingen verſtehen, vielmehr wird die große Maſſe Ausnahmen 
beweiſen nur die Regel — nicht müde, gegen die Hemmniſſe zu reagiren, 
welche den nach falſchen Richtungen hin entwickelten Willen aufhalten 
und ablenken ſollen. Alles nun, was durch die Verwaltung geſchieht, 
dieſe Reaction zu überwinden, gehört in das Reich der Disciplin. Ein 
genaues Strafregulativ beſtimmt die Strafbefugniß des Directors und 
läßt ihm zwiſchen dem Minimum „Verweis“ und dem Maximum 
„körperliche Züchtigung“ ein weites Feld zur Individualiſirung. Und 
dies iſt hochwichtig, denn eine geſunde Disciplin muß der Ausfluß der 
für das Individuum maßgebenden Auffaſſung ſein. 

Bemerkt ſei hier noch, daß als feſtſtehende Norm gilt, die Strafe 
1. in logiſche Verbindung mit dem Vergehen zu bringen und 2. dem 
Individuum genau anzupaſſen. Die Wahrung eines objectiven Standpunktes 
iſt ſelbſtverſtändlich. 

Die Theilnahme an dem ſonntägigen Gottesdienſt iſt eine ver- 
bindliche, an dem Abendmahle eine freiwillige. Um den Häuslingen jede 
Verankaſſung zur Heuchelei zu nehmen, haben die Geiſtlichen keinen 
Einfluß auf die Behandlung ꝛc. der Häuslinge. Das Verlangen nach 
geiſtlichem Zuſpruch iſt nicht beſonders rege, auch nicht bei den Frauen. 

4. Verpflegung, Bekleidung, Lagerung. Die Anſtalt gewährt 
den geſunden Häuslingen an Exiſtenzmitteln nur das, was zur Erhaltung 
des Lebens, der Geſundheit und Arbeitsfähigkeit nothwendig iſt. Jedes 
„Mehr“ würde eine Ungerechtigkeit gegen den fleißigen freien Ardeiter 
ſein. Das Nähere iſt durch beſondere Regulative feſtgeſetzt. 

Kranke werden, ſoweit dies thunlich, in der Anſtalt behandelt, 
eventuell dem Stadtkrankenhauſe zugeführt. 

Die durch Abnutzung unbrauchbar gewordenen Bekleidungsſtücke ꝛc. 
werden für Rechnung der Anſtalt ergänzt. Alle durch Bosheit oder 
Fahrläſſigkeit beſchädigten oder verdorbenen Gegenſtände werden aus 
dem Sparfonds der betreffenden Häuslinge erſetzt. 

Aus Verwaltungs- ſowohl, wie aus ſittlichen Rückſichten wird die 
Controle über die den Häuslingen überlaſſenen Inventarienſtücke mit 
Sorgfalt geführt, um die Detinirten überhaupt an pflegliche Benutzung 
zu gewöhnen und ſie dadurch erkennen zu lehren, daß auch ein altes 
Stück bei guter Pflege und Schonung noch lange im Gebrauch erhalten 
und dadurch viel erſpart werden kann, ſowie um den Häuslingen, von 
denen ſich ſo viele bereits an fremdem Eigenthum vergriffen haben, 
Achtung vor ſolchem einzuflößen. Auch werden alle Reparaturen, ſoweit 
dies irgend möglich iſt, von den betreffenden Häuslingen ſelbſt aus⸗ 
geführt. 

5 Entlaſſung. Bevor ein Häusling entlaſſen werden kann, muß 
er einen ſicheren Nachweis über Arbeits- und Wohnungs-Unterkommen 
geführt haben. Dem Anſtaltsboten liegt es ob, an Ort und Stelle, 
beziehungsweiſe unter Befragung der Polizeiorgane nach der Richtigkeit 
der gemachten Angabe zu recherchiren und diesbezüglichen Rapport zu 
erſtatten. Die Entlaſſung erfolgt nur auf ſtadträthliche Verordnung. 


Häuslingen, denen bei der Eutlaſſung die Bekleidung ganz oder 


theilweiſe beſchafft werden muß, wird der Beſchaffungswerth vom Ueber⸗ 
verdienſte ganz oder theilweiſe — bis auf 1—1˙5 Mark — gekürzt. 
Rückfällige, welche die ihnen von der Anſtalt gewährte Bekleidung ver⸗ 
kauft, verſetzt oder verpfändet haben, werden durch ſtadträthliche Ver⸗ 


nochmalige Ausſtaffirung dergleichen Individuen in der Regel nicht ſtatt. 

Beim Mangel eines durch Ueberverdienſt erzielten Sparfonds 
kann der Häusling eine Unterſtützung bis zur Höhe von 3 Mark aus 
der Anſtaltscaſſe erhalten. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die politiſchen Behörden ſind berufen, Erſatzanſprüche des Landes⸗ 

fondes hinſichtlich in einer öffentlichen Krankenanſtalt anerlau⸗ 

fener Verpflegskoſten gegenüber den zur bezüglichen Armenver⸗ 
ſorgung verpflichteten Gemeinden zur Geltung zu bringen. 

Das 10jährige Mädchen Anna G., uneheliche Tochter der zur 
Gemeinde P. im Bezirke A. in Krain zuſtändigen Maria G., iſt am 
17. Juni 1878 in das allgemeine Krankenhaus in Trieſt aufgenommen 
und an einer Kniegeſchwulſt behandelt worden. 

Ueber dieſe mit dem Armuthszeugniſſe der Gemeinde P. ddo. 
29. Juli 1878, 3. 45, belegte Spitalsaufnahme wurde der krainiſche 
Landesausſchuß am 11. September 1878 verſtändigt und hat der 
Landesausſchuß am 22. October 1878 die Spitalbehandlung gedachten 
Kindes auf weitere drei Monate bewilligt. Nachdem über ärztliches Gut⸗ 
achten und Einſchreiten der Trieſter Spitalverwaltung die Friſt noch 
zweimal verlängert worden war, hat endlich der krainiſche Landesaus⸗ 
ſchuß mit der Note vom 20. Juni 1879, Z. 4128, der gedachten 
Spitalverwaltung eröffnet, daß noch eine Friſt von ſechs Wochen zugeſtanden 
wird, nach deren Verlauf aber die Einleitung zu treffen ſei, daß Anna G. 
je nach dem Geſundheitszuſtande an die Pflegeeltern oder an die 
Zuſtändigkeitsgemeinde abgegeben werde. 

Am 1. September 1879 machte die Trieſter Spitalverwaltung 
die Mittheilung über die Transportfähigkeit des Kindes mit dem Bei- 
ſatze, daß ſie die Gemeinde P. zur Abholung aufgefordert habe 

Der krainiſche Landesausſchuß hat auch ſeinerſeits die Gemeinde 
P. zur unverzüglichen Abholung der Anna G. aufgefordert mit dem 
Beiſatze, daß die vom 25. September 1879 weiter anlaufenden Spital— 
verpflegskoſten die Gemeinde P. zu tragen haben würde. 

Dieſem Auftrage wurde nicht nachgekommen, das Kind blieb im 
Trieſter Spitale, bis es am 14. November 1879 ſtarb. 

Die erwachſenen Geſammtverpflegskoſten (vom 17. Juni 1878 
bis 14. November 1879) betrugen 433 fl. 44 kr., von welchen der 
für die Zeit vom 25. September bis 14. November 1879 entfallende 
Betrag von 42 fl. 84 kr. der Heimatgemeinde P. zur Laſt geſchrieben 
wurde. Der Geſammtbetrag wurde aus dem krainiſchen Landesfonde 
bezahlt. 

| Nachdem die Gemeinde P. einer Zahlungsaufforderung nicht 
Folge leiſtete, erſuchte der Landesausſchuß die Bezirkshauptmannſchaft 
in A. um die eventuelle zwangsweiſe Einbringung des gedachten Be— 
trages (42 fl. 84 kr.), worauf dieſe Bezirkshauptmannſchaft der Ge⸗ 
meinde P. mit dem Erlaſſe vom 11. Auguſt 1881, 3. 6879, die 
Entſprechung binnen 14 Tagen auftrug. 

Die Gemeindevorſtehung P. überreichte dagegen einen Recurs an 
die Landesregierung in Laibach, in welchem ſie vorſtellte, daß ihr hin⸗ 
ſichtlich der nicht erfolgten Abholung der Anna G. aus der Trieſter 
Krankenanſtalt kein Verſchulden zur Laſt falle. 

Die Landesregierung hat hierauf mit dem Erlaſſe vom 5. No— 
vember 1880, 3. 8572, der Berufung der Gemeindevorſtehung P. 
Folge gegeben und die Verſügung der Bezirkshauptmannſchaft vom 
11. Auguſt 1880, Z. 6879, behoben, nachdem nach den beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften die politiſchen Adminiſtrationsbehörden nicht 
berufen ſind, über Geldforderungen des Landes Gemeinden gegenüber 
Zahlungsaufträge zu erlaſſen, eventuell die Execution durchzuführen. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat der krainiſche Landesausſchuß an 
das Miniſterium des Innern den Recurs eingebracht, in welchem 
bemerkt wurde, daß der Landesausſchuß auf Grund der Minifterial- 
erläſſe vom 6. März 1855, 3. 6382, 8 4 ad c, und vom 4. De- 
cember 1856, Z. 2664, Punkt 12, dann vom 17. Juni 1869, 

3 1713, die Uebernahme der Verpflegskoſten für Anna G vom 
25. September 1879 an zu verweigern das Recht hatte, was auch 
aus den Beſtimmungen des $ 22 in Verbindung mit $ 24 des Heimat⸗ 
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gejeßes, und dem Sinne der 8$ 28 und 29 dieſes Geſetzes hervorgehe, — 
woran der Umftand, daß nicht die Gemeinde Trieſt, ſondern die dortige 
Spitalverwaltung die Gemeinde P. verſtändigte, nichts ändern könne und 
die Verpflichtung der Gemeinde P. zur Zahlung der entfallenden Koſten 
dadurch nicht alterirt werde, daß der Landesausſchuß die Verpflegs⸗ 
koſten pr. 42 fl. 84 kr. in Erfüllung einer der Gemeinde P. obliegenden 
Verpflichtung und mit dem ausdrücklichen Vorbehalte des Rückerſatzes 
von Seite der gedachten Gemeinde, ſomit nur vorſchußweiſe beſtritten 
habe. In Betreff der Competenz meinte der Landesausſchuß, daß der 
Civilrichter über die fragliche Erſatzforderung nicht zu entſcheiden habe, 
auch das Reichsgericht mit Hinblick auf den Art. 3 — a des Staats- 
grundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, in der 
Sache nicht angerufen werden könne, daher nur die politiſchen Behörden 
competent ſein können (Heimatsgeſetz, kaiſ. Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96). 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaffe vom 
23. Mai 1881, 3. 100, unter Behebung der angefochtenen Eutſchei⸗ 
dung ausgeſprochen, daß die politiſche Behörde berufen war, den in 
Rede ſtehenden Erſatzanſpruch des Landesfondes zur Geltung zu bringen, 
„da es ſich um ſolche, in einer öffentlichen Krankenanſtalt aufgelaufene 
Verpflegskoſten handelt, deren Beſtreitung der Heimatgemeinde obliegt 
und für deren Hereinbringung die politiſche Behörde zu ſorgen hat, 
und weil der Umſtand, daß der Landesfond die Koſten vorſchußweiſe 
beſtritten hat, keinen Unterſchied machen kann, indem die Forderung 
öffentlich-rechtlicher Natur iſt und auf einem anderen als dem Ver— 
waltungswege nicht hereingebracht werden kann.“ 8. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Poſt⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungsgebiet des k. 
Handelsminiſteriums. 
Redigirt im Handelsminiſterium. 
Nr. 62. Ausgeg. am 14. October. 

Aufhebung der k. k. Poſtexpeditionen zu Sofia und Widdin in Bulgarien. 
H.⸗M. Z. 30.602. 30. September. 

Errichtung einer italieniſchen Poſtauſtalt in Suſa in Tunis. H. -M. 
3. 31.320. 7. October. 

Berichtigung des Briefpoſt-Tarifes. H.⸗M. Z. 31.451. 7. October. 

Nr. 63. Ausgeg. am 16. October. 

Dienſt⸗Unterricht für die Briefträger der ärariſchen Poſtämter. H. M. 
3. 30.242. 30. September. 

Nr. 64. Ausge am 22. October. 

Einführung einer Zeitungs⸗Zuſtellungsmarke für Orte mit ärariſchen Poſt— 
ämtern. H.⸗M. Z. 21.063. 14. October. 

Nr. 65. Ausgeg. am 23. October. 

Verlegung des k. k. Militär⸗Poſtamtes Nr. XXXI in Brood a. d. Save 
nach Bosnifch-Brood und Activirung eines k. k. Militär-Poſtamtes in Foca (Bosnien). 
H.⸗M. Z. 32.320. 16. October. 

Aenderung im Briefpoſt-Tarife. H.⸗M. Z. 31.301. 30. September. 

Behandlung der Nachfrageſchreiben über gewöhnliche, augeblich nicht an 
ihre Beſtimmung gelangte Correſpondenzen nach und aus Schweden. H.-M. 
3. 31.938. 11. October. 

Nr. 66. Ausgeg. am 3. November. 
Verbot der Zeitſchrift: „Der Botſchafter“. H.-M. Z. 34.303. 2. November. 
Nr. 67. Ausgeg. am 8. November. 


k. 


Schluß der Poſt⸗Dampfſchifffahrten zwiſchen Frederikshaven und Chriſtians⸗ 


fand. H.⸗M. Z. 34.485. 2. November. 
Nr. 68. Ausgeg, am 10. November. 

Aufhebung der k. k. Poſtexpedition zu Seres in der Türkei. H. M. 
3. 33.952. 29. October. 

Dampfſchiff⸗Verbindung von Southampton nach den La Plata-Staaten. 
H.⸗M. Z. 34.699. 4. November. 

Behandlung der recommandirten, ungenügend frankirten Correſpondenzen 
im internationalen Poſtverkehre. H. M. Z. 30.821. 4. November. 

Errichtung eines Poſtamtes zu Wernsdorf bei Kaaden. H.-M. Z. 33.239. 
3. November. 
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Nr. 69. Ausgeg. am 16. November. 
Verbot der Zeitſchrift: „II Papagallo-. H.⸗M. 3. 34.575. 5. November, 
Errichtung eines Poſtamtes zu Vlkava. H.-M. 3. 34.012. 11. November. 
Nr. 70. Ausgeg. am 20. November. 
Aenderungen im Briefpoſt⸗Tarife. H.⸗M. Z. 33.882. 12. November. 
Versendung von Pflanzen nach der Schweiz. H.⸗M. Z. 33.009. 12. No⸗ 
vember. 
Auflaſſung der Poſtſtation in Haag in Oberöſterreich. H. M. Z. 34.220. 
12. November. 
Nr. 71. Ausgeg. am 25. November. 
Verbot der Zeitſchrift: „La chronique parisienne“. H.⸗M. 3. 36.706. 
22. November. 
Verbot der Zeitſchrift: „Der Omnibus“. H.-M. Z. 36.840. 23. November. 
Poſtdampfſchiff⸗Verbindung von Hamburg nach Weſtindien und Central— 
Amerika. H.⸗M. Z. 36.082. 17. November. 
Aenderung im Fahrpoft-Tarife „Malta“. H.-M. 3. 36.450. 18. November. 
Verlegung des Poſtamtes Halbſtadt aus dem Orte in den Bahnhof. H. M. 
3. 32.163. 31. October. 
Errichtung von Poſtämtern im königl. ungariſchen Poſtgebiete. H.-M. 
3. 32.163. 31. October. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
Landesdirection Anton Pelikan von Plauenwald anläßlich deſſen Penſionirung 
den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. N 

" Seine Majeſtät haben den Miniſterialrath im Finanzminiſterium Rudolph 
Ritter von Prechtl zum Vicepräſidenten der niederöſterreichiſchen Finanz-Landes⸗ 
direction ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Junern 
Mathias Ritter Waniek von Domyslow anläßlich deſſen Penſionirung das 
Komthurkreuz des Franz-⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

| Seine Majeſtät haben den Dr. Franz Ritter Rapp von Heidenburg 
zum Landeshauptmann von Tirol ernannt. 
| Seine Majeſtät haben die Wiederwahl des Dr. Julius Ritter von Ne— 
wald zum Bürgermeiſter der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien beſtätigt. 

Seine Majeſtät haben dem geweſenen adminiſtrativen Inſpeetor der gewerb⸗ 
lichen Fachſchulen des Handelsminiſteriums Jakob Scherber den Titel eines 
Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landeszahlmeiſter Anton Egger in Klagen. 
furt den Titel und Charakter eines Caſſedirectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gerenten des k. und k. Viceconſulates in 
Damiette Conſtantin Kahil das Ritterkreu; des Franz-Joſeph-Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Badearzte Dr. Samuel Barnai-Schindler 
in Marienbad taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes und dem dortigen 
Bürgermeiſter Johann Kroha das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem penſionirten ſtädtiſchen Bezirksarzte in Graz 
Dr. Johann Lenk den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Evidenzhaltungs⸗-Geometer Joſeph Giani au- 
läßlich deſſen Penſtontrung die Allerhöchſte Zuf iedenheit ausdrücken laſſen. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre Franz Gireſch und Jakob 
Bureſch zu F nanzräthen der Prager Firanz-Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Heinrich Buchatſchek zum 
Oberrechnungsrathe und Vorſtande des Rechnungsdepartements der Linzer Finanz⸗ 
Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Finanz⸗Landescaſſe in Inns⸗ 
bruck Johann Bilgeri zum Director und den Laſſier daſelbſt Johann Fuchs 

| zum Controlor dieſer Caſſe ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Caſſier der Finanz-Landescaſſe in Trieſt Vin⸗ 
cenz Comelli zum Controlor dieſer Caſſe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Ignaz Deim zum 
Rechnungsrathe der Wiener Finanz⸗Laudesdirection ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcommiſſär Anton Schaffranek 
und den Bezirkspoſtcommiſſär Ottokar Ritter von Placet zu Poſtſeeretären der 
Prager Poſtdirection ernannt. 


Erledigungen. 

Sieben Kanzliſtenſtellen beim k. k. Finanzminiſterium in Wien in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Ende Auguſt. Amtsbl. Nr. 170.) 
Bezirkscommiſſärsſtellen bei den politiſchen Bezirksbehörden in Oberöſterreich 
mit der neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Statthalterei-Concipiſtenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 25. Auguſt. Anitsbl. Nr. 171.) l 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Kanzliſtenſtelle in der 
eifften Rangsclaſſe bei den n.⸗ö. Finanzbehörden, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. 
Nr. 172. 

ee bei der galiziſchen Forſt- und Domänendirection mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 20. August. (Amtsbl. Nr. 172.) 

Thierarztesſtelle in Srebrenica mit 800 fl. Gehalt, 100 fl. Qnuartiergeld 
und 300 fl. Zulage, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. Nr. 174.) 


Se Diezu als Beilage: Bogen 15 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


